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Schaffung einer XPersonenstandsnachricht zum Widerruf der Einwilligung in die Datenübermittlung an die Elterngeldstellen
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Problembeschreibung bei Erfassung
Im letzten Jahr wurde in XPersonenstand eine Nachricht zur Erfüllung der Mitteilungspflicht an die Elterngeldstellen (§ 57 (1) Nummer 8 PStG) nach einer Geburtsbeurkundung aufgenommen. Die Mitteilungspflicht entsteht den Standesämtern nur, wenn sie die Einwilligung der Bürger in die Datenübermittlung an die Elterngeldstellen erhalten. Die Übermittlung dieser Einwilligung ist mit der Nachricht 081021 möglich, mit denen die Eltern ihre ergänzenden Angaben zur Anzeige der Geburt an das Standesamt liefern können.
Widerruft der Bürger nun nachträglich die Einwilligung zur Datenübermittlung des Standesamts an die Elterngeldstelle, muss der Widerruf vom Portal an das Standesamt übermittelt werden, um dort bei der Bearbeitung des Vorgangs berücksichtigt werden können (vgl. Art. 7 (3) DSGVO). 
Für die Übermittlung der für die Geburtsbeurkundung erforderlichen Angaben und für die Einwilligung steht in XPersonenstand eine Nachricht bereit, für die Übermittlung des Wiederruf jedoch nicht. 
Die Steuerungsgruppe hält vor eine Übergangslösung in XInneres für gerechtfertigt. Da der Bedarf nach der oben dargestellten Übermittlung eines Widerrufs an die zuständige Behörde derzeit nur im Personenstandswesen gesehen wird, soll eine Lösung in XPersonenstand erarbeitet werden.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Schaffung einer Nachricht in XPersonenstand, mit der das Portal dem Standesamt den Widerruf der Einwilligung zur Datenübermittlung an die Elterngeldstellen mitteilt.

Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-03-15
Die Einwilligung zur Datenübermittlung wird in der Nachricht 081021 (Datenlieferung der Eltern zu einer Geburtsbeurkundung) übermittelt. Es wird wohl eine neue Nachricht 081022 benötigt werden, die den Widerruf vom Portal an das Standesamt übermittelt.
Offene Fragen zu dieser neuen Nachricht:
1. Wie wird Sie dem richtigen Vorgang zugeordnet? Anbieten würde sich die Auftragsnummer bzw. die zuordnungGeburtsanzeige. Es ist jedoch fraglich, ob diese beiden Nummern beim Widerruf noch bekannt sind. Möglich wären auch die Daten zur Mutter als Zuordnung. Hier sind jedoch nur Namen, Geschlecht, und Staatsangehörigkeit verpflichtende Angaben.
2. Muss der Widerruf genauso wie die Zustimmung beweiswerterhaltend abgelegt werden? Dann müsste man hierfür wahrscheinlich ein binäres Element hinzufügen.
3. Müssen beide Eltern widerrufen, oder nur ein Elternteil?
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-03-22
Zum CR 9/2020, in dessen Rahmen letztes Jahr die Mitteilung an die Elterngeldstelle erarbeitet wurde, hatte die AG Test die Frage, wo die Zustimmung aufbewahrt wird, und schlägt eine Vorschrift zur Aufbewahrung in der Sammelakte vor.
Der Punkt soll auf dem EG besprochen werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-04-19
Ein erster Entwurf zur Mitteilung sowie der Prozessbeschreibung wurde erstellet, und findet sich in den Abschnitten 13.2.1.3 sowie 13.5.4. Eine Aufnahme in den Abschnitt zur Zielsetzung scheint nicht notwendig, da dort schon ein Abschnitt zur Anzeige der Geburt existiert, an den sich der Widerruf anschließt.
Die offenen Fragen wurden dem Projekt mit Bitte um Stellungnahme übermittelt.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2021-05-06
Diskussion:
· Ein Widerruf der Einwilligung in die Datenübermittlung gilt nur für die Zukunft. Ist die Datenübermittlung bereits erfolgt, ist der Widerruf gegenstandslos.
· Ein Widerruf gilt nur für Datenübermittlungen, die der Einwilligung bedürfen. Dies betrifft in XPersonenstand nur die Nachricht an die Elterngeldstelle.
· Perspektivisch könnte die Datenübermittlung durch Zugriff der Elterngeldstellen auf das Basisregister (Steuer-ID) abgelöst werden.
Offene Fragen:
· Wie ist der Prozess nach Eingang eines Widerrufs?
· Muss der Widerruf zur Sammelakte genommen werden?
· Muss der Bürger informiert werden, falls sein Widerruf zu spät eingetroffen ist, d. h. nach erfolgter Datenübermittlung?
Beschluss:
Das EG sieht die praktische Relevanz als niedrig an und zweifelt am Sinn der Nachricht. Es erkennt aber die rechtliche Notwendigkeit an. 
Die Umsetzung soll auf dem EG 21-05 begonnen werden.
Aufgabe: 
Die Zweifel des EG an einer Widerrufsnachricht bzw. der Einwilligungslösung an sich, sollen im Rahmen der weiteren Bearbeitung verschriftlicht und den zuständigen Stellen (z. B. Projekt ELfE) zugeleitet werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-05-18
Auf der zweiten Sitzung des Änderungsbeirats XPersonenstand in 2021 sollten die folgenden offenen Fragen besprochen werden:
1. Muss der Widerruf genauso wie die ursprüngliche Zustimmung beweiswerterhaltend abgelegt werden?
2. Müssen beide Eltern widerrufen, oder nur ein Elternteil?
3. Muss der Bürger informiert werden, falls sein Widerruf zu spät eingetroffen ist, d. h. nach erfolgter Datenübermittlung?
Aus Sicht der Betreiberin muss der Änderungsantrag nicht vom CAB in die Arbeitsplanung aufgenommen werden, da die Steuerungsgruppe den Arbeitsauftrag schon formuliert hat (Sitzung vom 17. 2.).
Das Expertengremium plant außerdem eine Stellungnahme, in der die Zweifel an der Sinnhaftigkeit der Einwilligungslösung dargelegt werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-05-31
Für die Stellungnahme des Expertengremiums zum Widerruf der Einwilligung der Eltern wurde ein erster Entwurf erstellt. Dieser soll auf der nächsten Sitzung des Expertengremiums abgestimmt werden. Er findet sich in Anlage 1 zu diesem CR.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-06-09
Das Expertengremium soll den Änderungsantrag auf der Junisitzung folgendermaßen bearbeiten:
· Abnahme der Stellungnahme zu den Zweifeln an der Sinnhaftigkeit des Widerrufs
· Zur Kenntnisnahme und Einarbeitung der Antworten des Änderungsbeirats auf die offenen Fragen zur der Nachricht
· Abnahme des Vorschlags zur Modellierung und Prozessbeschreibung (Abschnitte 13.2.1.3 sowie 13.5.4)
Als offene Frage zum Prozess muss beantwortet werden, ob das Eingabeverfahren die Auftragsnummer für den Widerruf noch bereithalten kann, und wie lange diese gespeichert werden muss (wie schnell wird die Geburt beurkundet?).
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-07-09
Ein kurzes Gespräch mit dem BMI (Bockstette) ergab folgende Einschätzungen zu den offenen Fragen:
1. Muss der Widerruf genauso wie die ursprüngliche Zustimmung beweiswerterhaltend abgelegt werden?
Ja, der Widerruf muss genauso wie die Zustimmung in der Sammelakte abgelegt werden, da nur so nachvollzogen werden kann, warum keine Mitteilung erfolgt ist.
2. Müssen beide Eltern widerrufen, oder nur ein Elternteil?
Da auch beide Eltern zustimmen müssen, müssen auch beide Elternteile widerrufen. Das Eingabeverfahren muss das sicherstellen, das muss im entsprechenden Abschnitt in der Spezifikation auch dokumentiert werden.
3. Muss der Bürger informiert werden, falls sein Widerruf zu spät eingetroffen ist, d. h. nach erfolgter Datenübermittlung?
[bookmark: _GoBack]Nein, der Bürger muss nicht darüber informiert werden. Sollten Nachfragen entstehen, warum eine Mitteilung an die Elterngeldstelle erfolgt ist, so müssen diese konventionell geklärt werden.

Geplante weitere Bearbeitung
1. Schaffung einer Nachricht in XPersonenstand, mit der das Portal dem Standesamt den Widerruf der Einwilligung zur Datenübermittlung an die Elterngeldstellen mitteilt 
2. Erstellung der Stellungnahme des EG
3. Finalisierung der Stellungnahme
4. Finalisierung der Modellierung unter Berücksichtigung der Antworten des Änderungsbeirats
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